Ihr Name







Ort, Datum

Ihre Anschrift

Anschrift der Schulbehörde

Betreff: Befreiung von der Schulpflicht/Präsenzpflicht gem. § 34 SchulG NRW i.v.m. §§ 1, 2 SchulG, Art. 6 II, 7 GG.

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantrage ich die Befreiung von der Schulpflicht/Präsenzpflicht meines Kindes ____ (Name des Kindes).
Begründung:
Seit Wochen ist die Schulpflicht aufgehoben. Faktisch wird der Rechtsanspruch auf Bildung an einer staatlichen Schule verweigert. Die geäußerten Programmentwicklungen durch Bundeskanzlerin Merkel beweisen, dass es an staatlichen Schulen weder ein Bildung- noch Hygienekonzept für die bestehende Pandemiesituation gibt. Die Verpflichtung des Staates zur Unterrichtsdurchführung ist daher aufgehoben und die Erziehungspartnerschaft einseitig aufgekündigt.

Um die gesunde Entwicklung meines Kindes ______ (Name Ihres Kindes) sicherzustellen, beantrage ich daher die Entbindung von der Präsenzpflicht/Schulpflicht.

Die bisherige Heim-”Beschulung” während der Pandemie wurde und wird durch die Schule unbefriedigend begleitet. Das Mitwirken seitens der Schulen ist unengagiert, nicht strukturiert. Die Aufgabenstellungen und Möglichkeiten, die von der Schule geboten werden, um den Heim-Unterricht durchführen zu können, befriedigt die Interessen des Kindes, Neues zu lernen nicht und fördert stattdessen allenfalls den Lernfrust.

Ein Kontakt mit der Lehrkraft resp. der Fachlehrer ist kaum vorhanden, Erklärungen erfolgen nicht. Mitgeteilt wurde, dass Lehrer keine Ferien haben. Der Arbeitsaufwand wird diesseits aber nicht gesehen.
Als Eltern sind wir weitestgehend auf uns alleine gestellt, die Lernfreude und den Lernerfolg des Kindes aufrecht zu erhalten. Dies ist uns gut gelungen, sodass keine Notwendigkeit besteht, unser Kind durch Präsenzunterricht in seiner Gesundheit zu gefährden.

Ich bedauere, dass ich in der für alle schwierigen Pandemiesituation diesen Antrag stellen muss; hierzu bin ich aber zur Wahrung der Rechte meines Kindes gezwungen. Die Förderung, welche mein Kind in den letzten Wochen durch mich/uns erfahren durfte zeigt, dass die _____Schule (Name der Schule) weder während der Pandemie noch vor der Pandemie den Rechtsanspruch auf Bildung und Erziehung erfüllen kann und konnte. Ob der entsprechende Wille besteht, kann diesseits nicht beurteilt werden. Die Erziehungspartnerschaft ist daher aufgekündigt. Es muss deshalb ein Lösungsweg gefunden werden.

Die Schulen in Deutschland sind auf die Pandemie nicht vorbereitet. Sie verletzen daher die Schulpflicht und die Bildungspflicht. Ich selbst wurde von der Schule gezwungen, die staatliche Schulpflicht zu erfüllen.

Es besteht daher kein Grund, meinem Antrag nicht stattzugeben. Insoweit sind die Eltern durch die Landesregierung pauschal als sonstige Schulen anerkannt i.S. §34 SchulG. Eine Beschulung online erfolgt nicht und ist auch nicht geplant. Man kann diese Heimbeschulung durch mich auch als Schulversuch i.S. § 25 SchulG klassifizieren, von der Landesregierung angeordnet, oder als Hausunterricht gem. § 21 I Nr. 2 SchulG. Die Pandemie ist hier eine solche Erkrankung. Hilfsweise würde ich einen Schulbesuch durch einen Hauslehrer akzeptieren, soweit die sonstigen hygienischen Voraussetzungen der Gesetzgebung gewährleistet sind, was angesichts des Kontaktverbotes nicht möglich erscheint.

Dasselbe ergibt sich aufgrund einer Vorerkrankung von mir/meinem Kind im Bereich ____ (siehe Attest in der Anlage). Einer Gefährdung meines Kindes, dieses anzustecken widerspreche ich. Die Beispiele Dormagen, Duisburg und Co. zeigen, dass eine Sicherung des körperlichen Wohlbefindens des Schülers/der Schülerin und seiner Verwandten im selben Haushalt beeinträchtigt ist in nicht unerheblicher Weise. Das Risiko einer tatsächlichen Infektion muss mein Kind nicht hinnehmen.

Ich sehe eine Ungleichbehandlung. Während mein Kind bei selben hygienischen Voraussetzungen sich weder sportlich noch hobbymäßig betätigen darf, soll es in die Schule gehen.

Einer solchen Ungleichbehandlung widersetze ich mich. Diese ist nicht fachlich gerechtfertigt, siehe Entscheidungen der Verwaltungsgerichte zur 800qm Grenze. Insbesondere, weil sowieso kein Regelunterricht stattfinden wird, stehen Bildungsziel und Gefährdungspotential in einer ungesunden Relation. Ich lehne daher jede Gefährdung ab.

Das Verfassungsrecht auf Schulbildung meines Sohnes/meiner Tochter/unserer Kinder wird durch mich/uns zuhause erfüllt. 

Die Präsenzpflicht überwiegt nicht das Recht auf körperliche Unversehrtheit. Entweder waren die Behauptungen über die Gefahren für Corona von Anfang an richtig, dann entscheide ich, ob ich mein Kind in die Schule schicke. Oder sie waren falsch, dann erübrigen sich Eingriffe in mein Elternrecht.

Das Recht auf Bildung zuhause überwiegt hier das Recht des Staates, an seinen Konzepten festzuhalten, die er selbst weder erfüllen kann noch erfüllen will, weder grundsätzlich noch pandemiebedingt. Eine verfassungskonforme Auslegung fordert in meinem konkreten Fall die Zulässigkeit von Homeschooling, wobei ich mich bereit erkläre, zum Ende eines jeden Schuljahres den Leistungsstand meines Kindes prüfen zu lassen analog dem Österreichischen und Tschechischen Modell (zumindest Österreich bekommt auch in der Pandemie eine Betreuung der Kinder online hin). Es droht bei einer Nichtgenehmigung ein Schaden bei meinem Kind, den ich abwende, den ich aber auch nur abwenden kann, wenn ich gegen die Schulpflicht verstoße.

Seit Jahren sind die hygienischen Zustände an unseren Schulen teils desaströs. Es ist unwahrscheinlich und bisher nicht belegt, dass sich dies in der Corona-Krise geändert hat.

Rechtliche Ausführungen, die meinen Antrag auf Aussetzung der Präsenzpflicht begründen:


•
Elternrecht aus Art. 6 II GG geht der Bildungsgarantie des Staates aus Art. 7 GG vor.


•
Die Landesrechte regeln die Möglichkeit des Heimunterrichts durch Lehrer bei Krankheit (z.B. SchulG NRW § 21).


•
Während Krankheiten kann die Schulpflicht ruhen, um Gefährdung des Kindes auszuschalten (z.B. SchulG NRW § 40).


•
Heimschule, wie bisher von den Ländern vorgeschlagen und ausgeübt, ist ein genehmigter Schulversuch (z.B. SchulG NRW § 25).


•
Die Coronaschutzverordnungsvoraussetzung sind in den Schulen nicht eingehalten (vgl. NRW CoronaSchVerordnung Verbot Musikschulen i.V.m. Schulöffnung, Verbot Kontakte in Pflegeheimen i.V.m. Schulöffnung). Die hygienischen Voraussetzungen für die Schulöffnung sind weder eingehalten noch kontrollierbar.


•
Bei Vorerkrankungen sehen die Schulen ein Recht der Eltern auf Nichtteilnahme vor, die Vorerkrankung muss nicht benannt werden (Datenschutz, NRW II. der Mail zur Schulöffnung).


•
Die Unterscheidung zwischen Schülern im Abschluss und Schülern in sonstigen Klassen ist mit der Schulpflicht nicht in Einklang zu bringen. Rein organisatorische Probleme rechtfertigen keine Ungleichbehandlung i.S. Art. 3 GG.


•
Die zeitliche Befristung der bisherigen Schulöffnungen verdeutlicht, dass man gar nicht weiß, wie sich die Situation entwickelt, so dass Experimente unzulässig sind, weil so das Kind Objekt staatlichen Handelns wird (Objektformel zu Art. 1 I GG).


•
Es ist einem Kind nicht zumutbar, zu klären ob die Abstandsregeln eingehalten werden. Daher sind die Hygienebedingungen unzulässig und nicht händelbar.


•
Die notwendige Anzahl an Waschbecken, um Hygiene zu ermöglichen, steht nicht zur Verfügung. Die Hygieneregeln sind nicht umsetzbar.


•
Das Elternrecht geht hier den sonstigen Regeln vor. Das Recht auf körperliche Unversehrtheit geht vor.

Mit freundlichem Gruß

(Ihre Unterschrift)

